
 
 

Aus der RECHTSPRECHUNG 
 

Wir weisen darauf hin, dass die Entscheidungskommentierungen (nicht die besprochenen Gerichtsentscheidungen selbst) 
geistiges Eigentum der jeweiligen Verfasser und damit urheberrechtlich geschützt sind. Eine Verwendung der 

Kommentierungen hat daher unter Verwendung ordnungsgemäßer Kennzeichnung als Zitat zu erfolgen und den jeweiligen 
Verfasser der Kommentierung zu benennen. 
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Prozesskostenhilfe für den Insolvenzverwalter 

 
- Eine Entscheidungskommentierung von Dr. Dietmar Onusseit – 

 
BGH, Beschluss vom 06.08.2024 – IX ZB 26/23 

 
Vorbemerkung 
 
Nach § 114 der Zivilprozessordnung (ZPO) hat eine Partei, die nach ihren persönlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung nicht, nur zum Teil oder nur in Raten 
aufbringen kann, Anspruch auf Prozesskostenhilfe (PKH), wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig erscheint. 
Voraussetzung ist ein entsprechender frist- und formgerechter Antrag. Allerdings muss die bedürftige 
Partei in gewissem Umfang ihr Einkommen und Vermögen zunächst für die Prozesskosten einsetzen. 
Nur wenn das nach näherer Maßgabe des § 115 ZPO nicht ausreicht, besteht der Anspruch auf PKH. 
Diese Regeln gelten für natürliche Personen. 
 
Aber auch eine sogenannte Partei kraft Amtes kann PKH erhalten. Dies sind Personen, die zwar als 
Partei auftreten, aber fremde Interessen vertreten und nicht mit ihrem eigenen Vermögen für die 
Kosten des Prozesses aufzukommen haben. Ihr Amt wird ihnen durch einen besonderen Bestellungsakt 
übertragen, meist durch einen gerichtlichen Beschluss. Hierunter fallen vor allem die Insolvenz- und 
Zwangsverwalter. Sie haben, handelnd für das von ihnen verwaltete Vermögen, nicht für sich 
persönlich, unter den Voraussetzungen des § 116 ZPO Anspruch auf PKH. Entscheidend für die 
Gewährung sind in der Konsequenz nicht ihre persönlichen Verhältnisse, sondern die wirtschaftlichen 
Verhältnisse des von ihnen verwalteten Vermögens. § 116 ZPO lautet: 
 
„Prozesskostenhilfe erhalten auf Antrag 
 
1. eine Partei kraft Amtes, wenn die Kosten aus der verwalteten Vermögensmasse nicht aufgebracht 
werden können und den am Gegenstand des Rechtsstreits wirtschaftlich Beteiligten nicht zuzumuten 
ist, die Kosten aufzubringen; 
 
2. eine juristische Person … 
 
§ 114 Absatz 1 Satz 1 letzter Halbsatz und Absatz 2 ist anzuwenden. Können die Kosten nur zum Teil 
oder nur in Teilbeträgen aufgebracht werden, so sind die entsprechenden Beträge zu zahlen.“ 
 
Der Gesetzestext verdeutlicht, dass nicht nur die unmittelbaren Verhältnisse des jeweils verwalteten 
Vermögens maßgeblich sind, sondern es auch auf die Frage ankommt, ob diejenigen, auf die sich das 
Ergebnis des Prozesses mittelbar auswirkt verpflichtet sind, die Prozesskosten ganz oder teilweise 
aufzubringen. Im Fall des Insolvenzverwalters sind dies in aller erster Linie die Insolvenzgläubiger, denn 
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sie werden begünstigt, wenn der Insolvenzverwalter als Beklagter Ansprüche gegen die 
Insolvenzmasse abwenden oder als Kläger Ansprüche der Masse realisieren kann, denn dies wirkt sich 
auf die Insolvenzquote aus. 
 
Prozesskostenhilfe kann immer nur für die jeweilige Instanz bewilligt werden. Möchte die beschwerte 
Partei gegen das erstinstanzliche Urteil Berufung einlegen und ist sie nicht in der Lage, die die Kosten 
hierfür aufzubringen, muss sie einen erneuten PKH-Antrag stellen. Wünschenswert ist, dass dieser 
Antrag nicht nur hinsichtlich der wirtschaftlichen Verhältnisse der Partei – dies ist zwingend –, sondern 
auch in der Sache begründet wird. Sinnvoll ist dabei, schon in diesem Stadium die Ausführungen zu 
machen, die später als Begründung der Berufung dienen, insbesondere den Entwurf einer 
Berufungsbegründung dem PKH-Antrag beizufügen. Allerdings besteht hier das Risiko, dass das Gericht 
annimmt, wegen des schon gefertigten Entwurfs bedürfe die Partei der PKH gar nicht mehr. 
 
Mit dieser Problematik befasst sich die Besprechungsentscheidung. Darüber hinaus geht es um die 
sogenannte Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gemäß § 233 ZPO. Dieser etwas antiquiert 
wirkende Begriff bedeutet, dass die Versäumung bestimmter Fristen bei rechtzeitigem 
Wiedereinsetzungsantrag unbeachtlich ist, wenn die Partei ohne ihr Verschulden daran gehindert war, 
die Frist einzuhalten. Dies gilt insbesondere für die sogenannten Notfristen, etwa die Berufungsfrist, 
und für die Fristen zur Begründung von Rechtsmitteln, also zum Beispiel die 
Berufungsbegründungsfrist. „Ohne ihr Verschulden“ ist eine Partei auch dann säumig, wenn sie wegen 
wirtschaftlich begründeten Unvermögens den erforderlichen Rechtsanwalt nicht vergüten kann und 
alles ihr zumutbare unternommen hat, um PKH bewilligt zu erhalten. 
 
Der zu entscheidende Fall 
 
Die klagende Insolvenzverwalterin (Klägerin) nimmt den Beklagten nach Gewährung von PKH für das 
Verfahren erster Instanz aus Insolvenzanfechtung in Anspruch. Gegen das ihr am 13.10.2022 
zugestellte, klageabweisende Urteil des Landgerichts Hamburg (LG) hat sie mit am Montag, den 
14.11.2022 bei Gericht eingegangenem Schriftsatz Berufung eingelegt. Nach Gewährung der 
beantragten Fristverlängerung zur Begründung der Berufung bis zum 13.01.2023 hat sie mit Schriftsatz 
vom selben Tag die Gewährung von PKH für die Durchführung des Berufungsverfahrens beantragt. 
Darin teilten ihre Prozessbevollmächtigten mit, das Berufungsverfahren solle nur unter der Bedingung 
der Gewährung von PKH durchgeführt werden, und kündigten für diesen Fall näher bezeichnete 
Berufungsanträge an. Zudem begründeten sie unter ausführlicher Auseinandersetzung mit dem 
erstinstanzlichen Urteil die hinreichende Erfolgsaussicht der Berufung. 
 
Das Oberlandesgericht Hamburg (OLG) hat das PKH-Gesuch mit Beschluss vom 08.02.2023 
zurückgewiesen, weil die Mittellosigkeit der Klägerin für die Fristversäumung nicht ursächlich sei, 
nachdem ihr Prozessbevollmächtigte das Gesuch in gleicher Art und Weise wie eine 
Berufungsbegründung begründet habe. Zugleich hat das OLG darauf hingewiesen, dass es folglich 
beabsichtige, die Berufung wegen Fristversäumnisses als unzulässig zu verwerfen. Mit Schriftsatz vom 
23.02.2023 hat die Klägerin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand nach § 233 ZPO beantragt und 
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Anhörungsrüge nach § 321a ZPO gegen die Zurückweisung des Antrags auf Gewährung von PKH 
erhoben. Es streite, so das OLG, eine Regelvermutung für die Ursächlichkeit der Mittellosigkeit einer 
Partei für eine Fristversäumung. Die Prozessvertreter hätten auch anwaltlich versichert, keine 
Bereitschaft zur Durchführung der Berufung ohne Gewährung von PKH oder eine anderweitige 
Finanzierung zu haben, dies sei jedoch nicht ausreichend. Vor dem Hintergrund der schon 
vorliegenden Begründung sei das Gericht nicht davon überzeugt, dass die Prozessbevollmächtigten 
nicht auch ohne die Gewährung von PKH zur Durchführung der Berufung bereit gewesen seien. Am 
selben Tag begründete die Klägerin ihre Berufung.  
 
Das OLG hat den Antrag auf Wiedereinsetzung in die Frist zur Berufungsbegründung zurückgewiesen, 
die Berufung als unzulässig verworfen und die Anhörungsrüge gegen die Versagung von PKH 
zurückgewiesen. Hiergegen richtet sich die Rechtsbeschwerde der Klägerin. Das Rechtsmittel hat vor 
dem Bundesgerichtshof (BGH) hinsichtlich der Versagung der Wiedereinsetzung in die versäumte 
Berufungsbegründungsfrist und der Verwerfung der Berufung als unzulässig Erfolg, jedoch nicht im 
Hinblick auf die Versagung der PKH. 
 
Die Begründung des BGH 
 
Die Rechtsbeschwerde ist nach Ansicht des BGH nur hinsichtlich der Ablehnung der Wiedereinsetzung 
und der Verwerfung der Berufung zulässig, da die Rechtsbeschwerde insoweit kraft Gesetzes, also auch 
ohne Zulassung durch das Beschwerdegericht zulässig ist. Insoweit sei die Rechtsbeschwerde auch 
begründet. 
 
Die Klägerin habe die Berufungsbegründungsfrist zwar versäumt, da sie mit dem PKH-Antrag nur einen 
(nicht unterzeichneten) Entwurf der Berufungsbegründung eingereicht habe, ihr hätte insoweit jedoch 
auf ihren rechtzeitig eigereichten Antrag hin Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gewährt werden 
müssen. 
 
Das OLG habe rechtsfehlerhaft angenommen, sie sei nicht schuldlos an der Wahrung der 
Berufungsbegründungsfrist gehindert gewesen. 
 
Die Mittellosigkeit einer Partei stelle einen Entschuldigungsgrund im Sinne von § 233 ZPO dar, wenn 
sich die Partei infolge der Mittellosigkeit außerstande sehe, einen Rechtsanwalt mit der Einlegung und 
Begründung ihres Rechtsmittels zu beauftragen. 
 
Sei die bedürftige Partei bereits anwaltlich vertreten und lege ihr Rechtsanwalt uneingeschränkt 
Berufung ein, müsse sie allerdings glaubhaft machen, dass der Anwalt nicht bereit gewesen sei, die 
wirksam eingelegte Berufung im Weiteren ohne Bewilligung von PKH ordnungs- und fristgerecht zu 
begründen. 
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Dabei werde im Regelfall vermutet, eine Partei sei bis zur Entscheidung über ihr PKH-Gesuch so lange 
als schuldlos anzusehen, wie sie nach den gegebenen Umständen vernünftigerweise nicht mit einer 
die PKH ablehnenden Entscheidung rechnen müsse.  
 
Diese Vermutung sei vor allem dann erschüttert, wenn der Prozessbevollmächtigte neben dem PKH-
Gesuch innerhalb der noch laufenden Begründungsfrist zugleich den Entwurf einer 
Rechtsmittelbegründung vorlege. So habe der BGH die Kausalität zwischen Mittellosigkeit und 
Fristversäumnis verneint, wenn ein Prozessbevollmächtigter nach Berufungseinlegung innerhalb 
laufender Begründungsfristen einen Antrag auf Bewilligung der PKH und die vollständige, 
unterschriebene – wenn auch als Entwurf gekennzeichnete – Berufungsbegründung beifügt habe; 
denn in diesem Fall habe er seine Leistung in vollem Umfang erbracht. 
 
Habe dagegen der Anwalt nach unbedingter Einlegung des Rechtsmittels und Vorlage des Entwurfs 
einer nicht unterschriebenen Berufungsbegründung innerhalb laufender Rechtsmittelbegründungsfrist 
glaubhaft gemacht, er sei nicht bereit, ohne Vorschussanforderung oder Bewilligung von 
Prozesskostenhilfe tätig zu werden, oder habe er mitgeteilt, dass der Entwurf noch der Bearbeitung 
oder Abstimmung bedürfe, habe der BGH angenommen, die Glaubhaftigkeit der anwaltlichen 
Erklärung, der anwaltliche Vertreter sei nicht bereit, die Mandanten in der Rechtsmittelinstanz über 
das Verfahren der Gewährung von Prozesskostenhilfe hinaus weitergehend zu vertreten, sei nicht 
erschüttert. Zu den Aufgaben eines Anwalts in der Rechtsmittelinstanz zähle nämlich nicht allein die 
Anfertigung von Schriftsätzen, er müsse für deren Inhalt durch seine Unterschrift die Verantwortung 
übernehmen; überdies habe er die gesamte Verfahrensführung zu übernehmen. Dafür reiche die 
Einreichung eines PKH-Antrags mit einem Schriftsatzentwurf zur Erläuterung des Antrags nicht aus,  
 
Die Mittellosigkeit sei auch dann ursächlich für die Versäumung der Berufungs- und 
Berufungsbegründungsfrist geworden, wenn der erstinstanzliche Prozessbevollmächtigte ein 
ordnungsgemäßes PKH-Gesuch für eine beabsichtigte Berufung einreiche und dieses fristgemäß 
begründe, denn dies sei nicht mit einer vollständig erstellten Berufungsbegründung gleichzusetzen. 
 
Gemessen an diesen Voraussetzungen habe das OLG zu hohe Anforderungen an ein fehlendes 
Verschulden gestellt. Zu Gunsten der Klägerin greife vielmehr die nicht durch die Fallumstände 
erschütterte Vermutung, ihre Mittellosigkeit sei für ihr Fristversäumnis kausal. Sie habe glaubhaft 
gemacht, dass ihre Prozessbevollmächtigen nicht bereit gewesen seien, ohne Vorschusszahlung oder 
Bewilligung von Prozesskostenhilfe im Berufungsverfahren weitergehend für sie tätig zu werden. 
Gründe, die deren Glaubhaftigkeit erschüttern, seien nicht ersichtlich.  
 
Es gelte die Vermutungsregel, dass eine Partei grundsätzlich bis zu einer Entscheidung über den PKH-
Antrag so lange als schuldlos im Sinne des § 233 ZPO an der Fristwahrung gehindert anzusehen sei, wie 
sie nach den gegebenen Umständen vernünftigerweise nicht mit einer die Prozesskostenhilfe 
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ablehnenden Entscheidung rechnen müsse, weil sie aus ihrer Sicht alles Erforderliche getan habe, 
damit aufgrund der von ihr vorgelegten Unterlagen über ihr Gesuch entschieden werden könne. 
 
Vorliegend habe der Rechtsanwalt keinen Entwurf einer Berufungsbegründung vorgelegt und im 
Wiedereinsetzungsverfahren seine Bereitschaft zur Einreichung einer Berufungsbegründung verneint. 
An der Richtigkeit dieser Behauptung bestünden keine Zweifel. Insbesondere folgten solche nicht 
daraus, dass der Rechtsanwalt das PKH-Gesuch (ausführlich) begründet habe. Ein begründeter 
Prozesskostenhilfeantrag könne dem Entwurf einer Rechtsmittelbegründungsschrift nicht gleichgesetzt 
werden, und zwar auch dann nicht, wenn die Ausführungen Umfang und Tiefe einer 
Berufungsbegründung erreichten. Dies lasse nicht den Schluss zu, der Rechtsanwalt sei auch zur 
Einreichung der Berufungsbegründung bereit. Daran ändere auch die Berufungseinlegung nichts. Sie 
erfolge mittels eines standardisierten Schriftsatzes von wenigen Zeilen und lasse keinen Rückschluss 
auf die Bereitschaft zu, das Berufungsverfahren darüber hinaus zu fördern und hierfür die volle 
anwaltliche Haftung zu übernehmen. 
 
In dieser Hinsicht hatte die Rechtsbeschwerde auch in der Sache Erfolg. 
 
Unzulässig sei die Rechtsbeschwerde jedoch, soweit die Klägerin die Aufhebung des Beschlusses und 
Zurückverweisung zwecks Gewährung von PKH begehre. Gegen die Versagung von PKH in zweiter 
Instanz sei die Rechtsbeschwerde nicht von Gesetzes wegen zugelassen und setze daher die Zulassung 
durch das Berufungsgericht voraus, die nicht erfolgt sei.  
 
Die Entscheidungen über die Versagung von Prozesskostenhilfe erwüchsen allerdings nicht in 
materieller Rechtskraft, so dass die Klägerin nicht gehindert sei, einen neuen PKH-Antrag zu stellen. 


